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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
SCNAT Akademie der Naturwissenschaften Schweiz
GEF Global Environment Facility

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil des Etats

SCNAT Académie suisse des sciences naturelles
FEM Fonds pour l'environnement mondial
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2022 als Erstrat mit dem
Rahmenkredit «Globale Umwelt» für den Zeitraum 2023-2026. Gemäss
Kommissionssprecher Hansjörg Knecht (svp, AG) beantragte eine knappe Mehrheit der
UREK-SR, den vom Bundesrat vorgeschlagenen Verpflichtungskredit um etwa CHF 50
Mio. zu kürzen, womit er in etwa gleich hoch ausfallen würde wie der Kredit für die
Jahre 2019 bis 2022. Die Kommissionsmehrheit befürworte zwar wie der Bundesrat das
Ziel des Rahmenkredits – mit dem vier Fonds, darunter der GEF, aufgefüllt werden
sollen –, mittels internationaler Zusammenarbeit die Lösung von globalen
Umweltproblemen anzustreben. Angesichts der schwierigen nationalen Finanzlage sei
es jedoch derzeit nicht opportun, den Kredit zu erhöhen, so Knecht für die
Kommissionsmehrheit. Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) verteidigte hingegen als
Minderheitensprecherin die vom Bundesrat beantragte Erhöhung der Mittel. Sie
argumentierte, dass alle Länder in der Pflicht stünden, sich an der Lösung dieser
globalen ökologischen Krise zu beteiligen. Die mit dem Kredit unterstützten Gefässe,
wie etwa der GEF, seien sehr effizient. So habe mit dem GEF in den letzten vier Jahren
der Ausstoss von 1440 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalenten verhindert werden können,
dies entspreche dem 33-fachen der von der Schweiz verursachten CO2-Emissionen.
Thorens Goumaz wies ausserdem darauf hin, dass der Schweiz ein Reputationsschaden,
wenn nicht gar der Verlust des ständigen Sitzes im GEF-Rat drohe, wenn sie nicht wie
andere Geberländer ihren Beitrag erhöhe. Mit 29 zu 16 Stimmen folgte der Ständerat
der Minderheit Thorens Goumaz und erhöhte den Verpflichtungskredit. Die Stimmen,
die sich für eine Kürzung des Kredits aussprachen, stammten aus den Reihen der SVP-,
der FDP.Liberalen- sowie der Mitte-Fraktion. In der Gesamtabstimmung wurde der
Rahmenkredit mit 39 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Klimapolitik

Othmar Reichmuth (mitte, SZ) reichte im Herbst 2021 eine Motion ein, in welcher er
einen stärkeren Einbezug der Wissenschaft in der Klimapolitik forderte. Diesen wollte
er durch die Einsetzung einer neuen Expertenkommission erreichen, welche den
Gesamtbundesrat in Klimafragen unterstützen solle. Der Bundesrat sprach sich
ebenfalls für die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Politik aus. Er war jedoch der
Ansicht, dass das Anliegen der Motion mit dem kürzlich abgeschlossenen Mandat
zwischen dem UVEK und ProClim, einer Plattform für Klimafragen, die bei der SCNAT
angesiedelt ist, bereits erfüllt sei. Ausserdem sei im März 2021 eine neue
Parlamentarische Gruppe «Klima» gegründet worden, die ebenfalls die
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Politik fördern will. Er beantragte folglich
die Ablehnung der Motion.
In der Wintersession 2021 behandelte der Ständerat den Vorstoss. Motionär Reichmuth
betonte dabei, dass die Schweiz angesichts der Klimakrise «einen Gang höher schalten»
müsse und eine Expertenkommission gebildet werden müsse, die nicht nur das UVEK,
sondern den Gesamtbundesrat unterstützen würde. Hansjörg Knecht (svp, AG) war
hingegen der Ansicht, dass der Vorstoss abgelehnt werden müsse, weil eine neue
Kommission «zu einer Ressourcenverzettelung, zu Doppelspurigkeiten und auch zu
höheren Kosten führen» würde. Die Mehrheit des Ständerates sah dies indes anders:
Die kleine Kammer nahm den Vorstoss mit 24 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen an. 2

MOTION
DATUM: 02.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2022, S. 1061 ff.
2) AB SR 2021, S. 1189 f.
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